Protokoll Linke-Seminar 3.1.2014

Wolfgang K:

Zentral ist die Produktivität ???

AMSEL (Margit)

Die Arbeitslosigkeit hat grob 3 Sichten:

- Jugendliche

- Akademiker

- Ältere

Aktuell

360 000 Arbeitslose

67 000 in Schulung

Über 50 Jährige ca. 88 000 Atbeitslose

Stmk: 52 000 Al

Graz: 19 000 Al

- nicht dabei sind Menschen in Arbeitsstiftungen.

Heute kommt 1 Arbeitsstelle auf 20 Arbeitssuchenden - früher war der Wert 1:10

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist ungenügend.

Sie stellt eine massive Verschlechterung dar: 12 Zahlungen statt 14.

Das AMS ist eine Armutsfalle.

Wenn man keine Vollzeitarbeit annehmen kann, kann man nicht Teilzeit arbeiten.

Als Zuverdienstgrenzen sind 960 € die Obergrenze

Als aktive Arbeitspolitik wird Schulung betrieben.

67 000 sind in Schulungen; viele davon reine Orientierungsmaßnahmen

es dient hauptscächlich der Statistik.

Eine schreckliche Situation sind die Transitarbeitsstellen.

Sozialökonomische Betriebe, gemeinnütziges Personalleasing - ohne wirklich eine Arbeitsstelle zu erhalten, von der man leben könnte. Die Gewerkschaft spielt da voll mit.

Organisationen wie ERFA oder GEKO machen Personalleasing anstatt dass die Gemeinde die benötigten Personen anstellt.

Die Gemeinden bekommen die Leasing-Kräfte gratis.

Das Ganze ist eine zynische Arbeitslosenpolitik. Die Menschen dürfen die Transitstellen nur 3 Mo. besetzen - dann fallen sie in ein tiefes Loch.

Die Arbeitslosenpolitik ist ein Zwangsregiem - Zwang steht bei allen Maßnahmen an 1. Stelle.

(Als Lösungsansatz siehe: Ronald Blaschke, Werner Rätz (Hrsg.): Teil der Lösung. Plädoyer für ein bedingungsloses Grundeinkommen)

Die offizielle Zahl der Langzeitarbeitslosen von nur 5 000 ist gemogelt. Konkret sind es 55 000 die länger als ein Jahr Arbeitslos sind; allein in der Steiermark sind es 6 000.

Diese Gruppe wird vom AMS als „Langzeitbeschäftigungslose“ genannt und nicht „Langzeitarbeitslose“.

Der Verein AMSEL hat aktuell ca. 55 Mitglieder - warum der Zulauf trotz steigender Arbeitslosenzahlen nicht höher ist, darüber wird es eine soziologische Untersuchung der KFU geben.

Die betroffenen Menschen haben beim AMS kein Mitspracherecht. Die AMS Mitarbeiter treffen alle Entscheidungen nach den AMS Gegebenheiten.

Die Betroffenen haben z.Zt. noch 9 Mo Berufsschutz und 12 Mo Entgeltschutz. Danach müssen sie jede Stelle die über 20 Wochenstunden liegt annehmen.

Die offizielle Sprechweise ist „Bildung ist alles“. Wer gut ausgebildet ist, bekommt auch eine Stalle - aber wie vieles, ist auch das gelogen.

Die Auswirkung dieses System:

Die Betroffenen werden deprssiv; die Kurse bringen ihnen zwar nichts, aber die Menschen fühlen sich in den Kursen besser, weil sie wenigstens außer Haus sind.

AMSEL will:

- bedingungsloses Grundeinkommen

Strebt aber auch kurzfristige Ziele an:

- plant Kampagne „Arbeit fair verteilen“

- plant Kampagne „Überstundenabbau“

- plant Kampagne „Arbeitszeitverkürzung auf 30 Std.“

Am Tag der Arbeitslosen am 30.April:

- Erhöhung des Arbeitslosengeldes

- Erhöhung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung

- Beirat der Betroffenen beim AMS zur Mitsprache bei Kursen 

- BOM- KundInnenbeirat soll es geben.

M.Maier:

Das BOMS kann zur Zeit sogar gestrichen werden - in den Menschenrechten steht das Gegenteil drin.

Die Gesellschaft muss umdenken. Arbeitslose müssen gleich wichtig genommen werden, wie andere Menschen.

In Bezug auf Ressourcenschonung können Arbeitslose Vorbild sein: Freiwilliger Konsumverzicht.

Klaus BGE

EBI (Europäische Bürgerinitiative)  oder UBIE (Unconditional Basic Income Europe)

Am 14.1.2014 endet die Unterschriftenfrist - und die von der EU geforderte Hürde wird vermutlich nicht erreicht werden. 

Auch in der Eu: 1 MEP würde für 1000 Bürger stehen - also die Kampagne müsst über die MEPs laufen. Viele der MEPs stehen der Aktion auch positiv gegenüber.

Warum - auch in Österreich - die Menschen nicht vermehrt für das BGE unterschreiben ist unklar. Das vorgetragenen Berechnungsmodell zur BGE-Finanzierung würde allen, die weniger als 5000 €

verdienen Vorteile bringen - den sozialen Randgruppen sowieso.

(Buchempfehlung. Niko Paech: Befreiung vom Überfluss).

Johann: Manifest der 5 Wirtschafts-Experten

Die neokensianische Variante des Neoliberalismus ist gescheitert. Die Wirtschaft befindet sich in der schwierigsten Lage seit 1930. 

Die Politik muss über das Geld bestimmen- nicht die Privaten.

Die Freigabe des Arbeitsmarktes führt zu Instabilität.

Wir brauchen einen Systemwechsel. Aber: Wie kommen wir zu politischer Handlungsfähigkeit.

Franz: EU und Aufrüstung

„Denn der Menschheit drohen Kriege“ (Friedenswerkstatt)

Die EU bringt nun:

- Beistandsverpflichtung

- Aufrüstungsverpflichtung

Das Problem, wie hier selbst Grüne mitstimmen, ist an Voggenhuber zu sehen: Er stimmte im EU-Parlament bei der Aufrüstungsverpflichtung zu, da die EU-Aufrüstung im ersten Schritt eine Abrüstung in Österreich bedeutete (nach dem Prinzip Poolong and Sharing)

Hermann zur EU-Wahl-Diskussion:

Zur EU-Wahl nicht auf Boykott drängen - in den Kampagnen auf Aufklärung setzen.

Nicht „raus“ sondern „nein“ zur EU - „nein zu dieser EU“.

„Raus“ aus der EU würde wieder Nationalisierung bedeuten.

Griechenland ist aktuell ein Exerzierfeld der neoliberalen Strategie der EU.

Wir sollten ev. wieder fordern: „Für die vereinigten sozialistiscchen Staaten Europas“ o.ä. - also ein sozial basiertes einiges Europa.

Jedenfalls: Nicht Europawahlen boykottieren, nur deshalb, weil die EU nicht reformierbar ist. Siehe als Bsp. die Sozialisten im Kaiserreich, die in der 3. Kurie kandidierten - auch wenn kaum Hoffnung bestand, so das Kaiserreich zu überwinden. Es kam dann aber eben doch anders.

Auch in Österreich sind die Zustände heute nicht reformierbar, trotzdem sollte das hart erkämpfte Wahlrecht nicht aufgegeben werden.

Außerdem: Ein Boykott würde die Wahlzahl zugunsten der Rechten gesenkt.

Anfang März sollte die Linke einen Ratschlag - oder wie immer wir das nennen - machen um eine kommentierende Kampagne zur EU-Wahlen (kandidieren kann die Linke aus diversen Umständen ja nicht) zu beschließen.

Die Genossen sollen zu den EU-Wahlveranstaltungen der anderen pol. Parteien gehen und sich dort über Fragen einzubringen und für die europäische Union eintreten.

Konrad:  Abkommen EU-USA

Es geht um Gentechnik, Patente und andere Recht der Menschen.

Die angekündigte Verbilligungen sind in der EU nicht eigetreten

Lisa: Allgemein

Lisa ist Frau/Feministin/Behindert und das macht den Unterschied.

Die Beiträge sind z.T. nicht treffend:

- die Ordoliberale Beschreibung durch Johann und Wolfgang

Vorschlag Lisa: Ganz anders denken!

- Arbeitslose gehen kreativ mit Sachen um:

Andrer Umgang mit Kleidern und Geräten us.

Ein Modell der Schrumpfung ...

Johann: Grobplanung

12 Forderungen an Oberransmeier

3-5 Kundgebungen in Graz mit AMSEL

im März Koordinierung zum EU-Wahlkampf

Was ist mit ATTAC - Frage der Steuer

Frage ob EU-Wahl-Boykott soll dieskutiert werden.

Brainstorming zu Aktinen:

Franz: 

- Karrikaturensammlung - in den Flugblättern Karrikaturen statt Texte

- Osterhaasenrestposten aufkaufen und verteilen..

- ev. Kreativworkshop was wir machen.

Martin: 

- Punkt 3 ist unklar - Ausbeutung Afrikas - wir sollten die Ursachen  bekämpfen.

Karl:

Wahlboykott nein!

Man muss die, die dort (im Parlament) sind nützen

Die Neos treten z.B. für einen neue EU ein

Die EU hat doch im EU-Raum wirklich Frieden gebracht.

Georg:

Kleine Flugblätter; Din A 5; Große Schrift, max. 4 Sätze zu einem Thema.

Ev. auf der Vorderseite die 5 Sätze und auf der Rückseite die Info und Hintergünde zum Thema.

- Keine Schokolade!

Beim Titel zur EU fehlt: 

- feministisch

- und Kapitalismus ist nicht mehr so das Wort. Die Rechte reden auch vom Sozialismus.

Wahlboykott kommt nicht an - das ist auch nicht ATTAc.

Austritt ist kein Thema aber:

Wir sollen uns nicht die bürgerlich demokratischen Rechte bedienen.

Also:

Nicht eine andere EU sondern ein anderes Europa

Martin

Kampgnen vor EU-Botschaftern: Wir wollen das Recht französische Abgeordnete zu wählen!

ev. macht das unseren Vertretern klar, dass sie abgehoben sind.

Franz:

Klar machen, wer Schuld ist.

Nicht wählbar

- die Abgeordneten sind einzementiert

- ungültig wählen

Keine Wahlempfehlung - nichts konkret vorschlagen

sondern: über Hintergründe aufklären - ev. auf kleinen Flugblättern

Bei den Kampagnen:

Arbeitslosigkeit und BGE als Schwerpunkte.

Also:

Slogan: Diese EU ist nicht reformierbar -> sie hat uns belogen; Karrikatur.

Budget - Investitionen - Wirkungen der Haftungen

Aufklären: Wer sind „wir“ -> die stärker werdende Schichtbildung

